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15. Januar 2016 ƴ Ausgabe 39 

W ir trauern um die Opfer des Anschlages in Istanbul.  Unsere Gedanken 

sind bei den Opfern und ihren Familien.  

 

Liebe Leserinnen und Leser,  

 

Das neue Jahr hat kaum begonnen, erfordert die  allg emeine politische Lage schon 

in der ersten Sitzungswoche 2016  rasche Antworten.  Die SPD - Fraktion hat dazu 

in ihrer zweitägigen Klausur grundlegende Themen beraten und mehrere 

Beschlüsse gefasst.  

 

Für die widerwärtige Gewalt 

gegen Frauen in der 

Silvesternacht am Kölner 

Hau ptbahnhof und in anderen 

Großstädten darf es kein Pardon 

geben. Ebenso wenig für die 

jüngsten Attacken auf Ausländer 

am verga ngenen Sonntagabend.  
Foto: daserste.de 

 

Der Rechts staat muss mit aller Härte klar machen: In Deutschland gibt es keine 

rechtsfreien Räume! Alle, die in Deutschland leben, müssen sich an unser Recht und 

an unsere Gesetze halten. Wer dageg en verstößt  muss, unabhängig von seiner 

Herkunft und Nationalität, mit Konsequenzen rechnen.  

Wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen set zen uns für einen starken, 

hand lungsfähigen Staat ein, der die Sicherheit und Freihe it aller, die in Deutschland 

leben, bestmöglich schützt. Wir lassen nicht zu, dass Sicherheit zum Privileg derer 

wird, die sich privaten Schutz leisten können!  

 

Im Kampf gegen den Terror hat die Koalition  deshalb bereits 2015 das  Strafrecht 

deutlich verschärft. Un d in dieser Woche wird  das Datenaustauschgesetz  

verab schiedet , mit dem die einheitliche und lückenlose Registrierung von 

Flüchtlingen und Asylsuchenden umgesetzt wird. Damit ist es in Zukunft nicht mehr 

möglich, dass Asylbewerber, wie beim Angreifer auf ein e Pariser Polizeiwache 

geschehen, in Deutschland unter un terschiedlichen Identitäten Auf nahme 

beantragen.  

http://www.spdfraktion.de/themen/spd-fraktion-trifft-sich-zur-auftaktklausur
http://www.spdfraktion.de/themen/spd-fraktion-trifft-sich-zur-auftaktklausur
http://www.spdfraktion.de/themen/spd-fraktion-trifft-sich-zur-auftaktklausur
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Die schlimmen Vorfälle in der Kölner Silvesternacht müssen nun rasch aufgeklärt 

und geahndet werden.  

Die gesetzliche Schwelle dafür wurde ber eits 

zum 1. Januar 2016 so abge senkt, dass 

ausländische Straftäter schon ab einer 

Freiheitsstrafe von einem Jahr ausgewiesen 

werden können. Ob weitere rechtliche 

Änderungen notwendig sind, darüber muss 

gesprochen werden.  

Foto: Pixabay 

Unser Hauptproblem in Deutschland sind aber nicht unzureichende Gesetze. Was 

wir jetzt in ers ter Linie brauchen, ist das ent schlossene Durchgreifen der 

zuständigen Behör den und die Anwendung der beste henden Gesetze ï zum Sc hutz 

der Opfer, aber auch zum Schutz der großen Mehr heit der Flüchtlinge und 

Asylsuchenden, die friedlich in unserem Land leben!  

Gesetze allein führen nicht zu mehr Sicherheit. Entscheidend ist deren konsequenter 

Vollzug. Dafür braucht es Sicherheitsbehörd en, die personell und technisch gut 

aus gestattet sind.  

Die SPD hat in der Großen Koalition bereits 3.000 zusätzliche Stellen für die 

Bund espolizei durchgesetzt und die 

Bundestagsfraktion fordert Bund und Länder 

auf, die Personaldecke der Polizei bis 2019 

massiv um insgesamt 12.000 neue Stellen zu 

verstärken, um 6.000 bei den Landespolizei, 

und um 6.000 ï also um 3.000 Stellen mehr 

als bisher beschlossen ï bei der Bundesp olizei.  

Foto: Polizei 

Mit der Ein richtung eines europäischen 

Terrorabwehrzentrums , einer verstärkten 

Videoüberwa chung auf neuralgischen öffentlichen Plätzen s owie verstärkten 

Präventivmaßnah men gegen Extremismus setzen wir uns darüber hinaus für weitere 

konkrete Maß nahmen zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit ein.  
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Registrierung sicherstellen, Asylverfahren beschleunigen  

Die Asylverfahren sind mit einer derzeit 

durchschnittlichen Dauer von k napp sechs 

Monaten zu lang. Der Deutsche Bundestag 

hat in  diese r Woche in zweiter und dritter 

Lesung über einen Gesetzentwurf  beraten , 

der die Registrierung von Asyl -  und 

Schutzsuchenden sowie den da mit 

zusammenhängenden Datenaustausch 

verbessern soll.  

So sollen beispielsweise die Daten von 

Asylsuchenden nicht e rst bei Stellung eines Antrages, sondern nach Möglichkeit bereits bei 

dem Erstkontakt mit den Asyl -  und Schutzsuchenden sowie unerlaubt eingereisten 

unverzüglich in einem Kerndatensyste m zentral gespeichert werden. Damit  können 

Mehrfachregistrierungen verm ieden werden.  

Darüber hinaus sol len  allen öffentlichen Stellen alle I nformationen aus dem 

Kerndatensystem zur Verfügung gestellt werden , die  im Rahmen der Aufgabenerfüllung 

erforderlich sind . Zusätzlich wird die Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender als 

ein papierbasiertes Dokument mit fälschungssicheren Elementen aus gestaltet. Dieser 

sogenannte An kunftsnachweis wird von den zuständigen Aufnahm eeinrichtungen und den 

zuständi gen Außenstellen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge a usgestellt.  

 

Gegen sexualisierte Gewalt und 

Rassismus.  

Immer. Überall. #ausnahmslos  

 

In Deutschland erlebt jede dritte Frau mindestens 

einmal in ihrem Leben körperliche und/oder sexuelle 

Gewalt. Die Gewalt findet in der Mitte der 

Gesellschaft statt. Sie passiert jeden Tag. Betroffen 

sind Frauen jeden Alters und jeder Schicht. Sexuelle 

Über griffe auf Frauen sind kein Kavaliersdelikt. Der 

Aufruf #ausnahmslos  hat daher meine volle 

Unterstützung. http://ausnahmslos.org/  Jede Tat ist 

zu verurteilen! Und jeder Frau steht Unterstü tzung und Hilfe zu. Beim Hilfetelefon ĂGewalt 

gegen Frauenñ kºnnen Frauen zu jeder Tages- und Nachtzeit unter der Hilfetelefonnummer 

08000 116 016 anrufen und erhalten dort direkt Unterstützung ï anonym und in 15 

Sprachen.  

https://www.facebook.com/hashtag/ausnahmslos
http://l.facebook.com/l.php?u=http%3A%2F%2Fausnahmslos.org%2F&h=eAQERf2A9&enc=AZP32zmwtTyz2YcivHXCaE0_P85COaxNbNp9uv-X_p5KYcWzN4oA4dtQWhTR6R6iwXQ4aUkVq8ZZlE3TmOJ-voAfF8YlY35N3wjpIH_B7c6GXKXYdR5C6hkgy6BnnMBZVICP-y5LL4T2AJxAFZB_sKuO&s=1
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Ein Integrationsplan für Deutsc hland  

 

Eine der großen Aufgaben, die 2016 vor uns liegt, ist die Integration der vielen Flüchtlinge, 

die im Laufe der letzten Monate zu uns gekommen sind. Wir brauchen einen 

Integrationsplan für Deutschland, der mit konkreten Maßnahmen unterlegt ist, mit 

Investit ionen in Kitas und Schulen, in Ausbildungs -  und Arbeitsplätze, in Sprach -  und 

Integrationskurse und natürlich in den Wohnungsbau.  

 

Dieser Integrationsplan muss im Rahmen des 

gepl anten Asylpakets III verabschiedet werden. 

Es sollen  5 Milliarden Euro in die Hand 

genommen werden , um die Situation auf dem 

Wohnungsmarkt zu entspannen, um neue 

Erzieherinnen und Lehrkräfte einzustellen und 

um Menschen in Arbeit zu bringen. Von diesen 

Anstrengungen werden nicht nur die 

Zuwandererinnen und Zuwanderer profitieren, 

sondern wir alle.  

 

Zu einem Integrationskonzept gehören aber auch klare Regeln und eine Vorstellung, wie 

unser gemeinsames Zusammenleben gelingen k ann.  

 

Ein Leitbild für die Ein wanderungsgesellschaft ergibt sich aus dem Gru ndgeset z: Wer zu 

unserer Gesell schaft gehören möchte, der hat Andersgläubige zu respektieren, die Rechte 

von Frauen, Kindern und sexuellen Minderheiten zu achten und Gewalt als Mittel der 

Konfliktlösung abzulehnen.  

 

Diese Regeln gelten für alle Menschen in dies em 

Land gleichermaßen. Für Einwandererinnen und 

Einwand erer ebenso wie für Alteingeses sene. Jeder 

Verstoß gegen diese Regeln muss mit der nötigen 

Härte des Gesetzes geahndet werden.  

Von Menschen, die dauerhaft in Deutschland 

bleiben wollen, erwarten wir z u Recht, dass sie 

unsere Sprache erlernen und sich mit de n 

gesellschaftlichen Umgangsfor men vertraut 

machen. Schon zu Zeiten von Rot -Grün wurde deshalb für Asylbe werberinnen und 

Asyl bewerber eine Pflicht zur Teilnahme an Sprach -  un d Integrations kursen eingeführt.  
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Solidarische Finanzierung von Gesundheitsleistungen  

 

Gesundheit in Deutschland darf nicht vom Geldbeutel abhängen . Alle Menschen in 

Deutschland sollen den gleichen Zugang zu medizinisch notwendigen 

Gesundheitsleistungen haben. Eine 

Besserstellung privat versicherter Patientinnen 

und Patienten ist für uns nicht akzeptabel. Das 

haben wir mit einem Beschluss  auf der 

Klausur der SPD Bundestagsfraktion zum 

Ausdruck gebracht, in dem wir uns gegen eine 

Novellie rung der Gebührenordnung der Ärzte 

(GOÄ) aussprechen.  

 Foto: Pixabay 

Die aktuell  diskutierte Novelle der GOÄ hätte 

eine Steigerung der privatärztlichen Honorare zur Folge. Dadurch würde es für Ärzte noch 

attraktiver, Privatpatienten statt Kassenpatienten zu behandeln. Vor allem aber würden die 

steigenden Beihilfeansprüche v on Beam ten die öffentlichen Haushalte und damit alle 

Steue rzahlerinnen und -zahler zusätz lich belasten. Deshalb fordern wir den 

Bundesgesundheitsminister und die Länder auf, eine GOÄ -Novelle zu verhindern.  

Die SPD will -wie die Opposition -  die Arbeitnehmer bei den Beiträgen zur 

Krankenversicherung ent lasten. Sobald wie möglich soll  die Finanzierung wieder zu gleiche n 

Teilen auf Arbeitnehmer und Arbeitgebe r verteilt werden. D er stellvertretende SPD -

Fraktionsvorsitzende Karl Lauterbach machte gestern in eine r Debatte im Bundestag 

deutlich, dass  jetzt die Weichen für eine 

paritätische Finanzierun g der Beiträge  

gestellt werden  müssten . CDU, CSU und SPD 

hatten in ihrem Koalitionsvertrag die jetzige 

Systematik für die laufende Legislatur 

festgeschrieben.  Zur zeit werden die 

kasse nindividuellen Zusatzbeiträge ïund 

dami t mögliche Beitragssteigerungen ï alleine 

den Ve rsicherten aufgebürdet.  

 

Mittlerweile haben sich  die Rahmenbedingungen fundamen tal gewandelt: Die deutsche 

Wirtschaft brummt und die Beschäftigtenzahlen liegen auf Rekordniveau. Deshalb müssen 

Ausgabenstei gerungen, die aufgrund des demo grafischen Wandels und des medizinischen 

Fortschritt s unweigerlich entstehen wer den, zukünftig wieder zu gleichen Teilen von 

Arbei tnehmern und Arbeitgebern finan ziert werden.  

http://www.spdfraktion.de/themen/mehr-solidarit%C3%A4t-im-gesundheitswesen
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Happy Birthday, Mindestlohn!  

 

Der Mindestlohn ist ein historischer 

Meilenstein für die soziale 

Marktwirtschaft. Seit dem 1. Januar 

2015 profitieren rund 3,7 Millionen 

arbeitende Menschen von seiner 

Einführung ï in Ost und West 

gleichermaßen. Keines der Horror -

Szenarien ist eingetreten ï im 

Gegenteil: Nach 365 Tagen steht 

fest, dass der Mindestlohn e ine 

Erfolgsgeschichte ist.   

 

Mit 8,50 Euro pro Stunde setzt der 

Mindestlohn eine gesetzliche Lohnuntergrenze und ist ein großer Erfolg, um die Würde der 

Arbeit zu schützen und Lohndumping zu Lasten der ehrlichen Arbeitgeber einzudämmen.  

 

Und e s hat keine Jobverluste gegeben. Im Gegenteil: Das Hoch auf dem Arbeitsmarkt hält 

weiter an. Wir haben die niedrigste Arbeitslosenquote seit 24 Jahren. Nur die Zahl der 

Minijobs ging zurück, bei gleichzeitig deutlich höherem Anstieg der voll 

sozialversicheru ngspflichtigen Beschäftigung. Hinzu kommt: Zehntausende Beschäftigte 

sind nicht mehr gezwungen, ihren Lohn mit Hartz - IV -Leistungen aufzustocken. Bis August 

gab es rund 50.000 weniger sogenannte Aufstocker. Das ist gut für die Beschäftigten, für 

die ehrlich en Arbeitgeber auch bei uns in der Region und für die Allgemeinheit. Denn 

ehrliche Löhne bedeuten mehr Steuereinn ahmen, mehr Sozialversicherungs beiträge und 

mehr Fairness beim Wettbewerb um Aufträge.  

 

Ich bin stolz, dass wir als SPD an der Seite der Gewerkschaften diesen 

wichtigen Schritt hin zu einer neuen Ordnung auf dem Arbeitsmarkt 

gemacht haben. Happy Birthday, Mindestlohn!  

 

 

Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen bekämpfen  

 

Gute Arbeit brauc ht klare Regeln. Nach Einführung des flächendeckende n Mindest lohns 

muss nun der  Missbrauch von Werkverträgen und Leiharbeit gesetzlich ein gedämmt 

werden . Werkverträge und Leiharbeit sind in unserer hochflexiblen Wirtschaft notwendig, 

um Auftragsspitzen zu bewältigen oder Personalausfälle zu überbrücken.  
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Aber es darf nicht sein, dass hierdurch Stammbelegschaften verdrängt werden oder 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer quasi als Be schäftigte zweiter Klasse jahre lang mit 

Leih -  oder Werkverträgen oder als Sc heins elbständige in einem Betrieb ar beiten.  

 

 

Mit einem Positionspapier  haben wir auf unserer J ahresauftaktklausur deutlich 

gemacht: Wir erwarten, dass die Union die Vereinbarungen des Koalitionsvertrags mit uns 

eins zu eins umsetzt.  

Das bedeutet: Wer in einem Betrieb gemeinsam arbeitet, soll gleich verdienen und gleich 

behandelt werden.  

 

 

 

Meister - BAföG wird 

attraktiver  

Seit 1996 werden mit dem 

Aufstiegsfortbildungs -

f örderungsgesetz 

(AFBG ), auch be kannt als 

ĂMeister-BAfºGñ, 

Maßnahmen der beruflich en 

Aufstiegsfortbildung 

finanzi ell unterstützt.  

Foto: Bundesregierung 

Teilnehmer dieser Maßnahmen e rhalten einkommensunabhängig ei nen Beitrag zu den 

Kosten der Fortbildung sowie bei Vollzeitmaßnahmen zusätzlich einen 

einkommensabhängigen Beitrag zum Lebensunterhalt.  

Mit der Reform des AFBG sollen  berufliche Aufstiegsfortbildungen noch attraktiver gemacht 

werden, indem unter anderem die Zuschussanteile zum Maß nahmenbeitrag und 

Unterhaltsbeitrag weiter erhöht und der  Belohnungserlass aus gebaut wird .  

Ebenso eröffnet die von der Bundesregierung einge brach te Gesetzesnovelle, über die  in 

erster Lesung beraten  wird , nun auch Bachelorabsolventen einen Zugang zur AFBG -

Förderung, erhöht und vereinheitlicht den Kinderbetreuungszuschlag  und führt die 

elektronische An tragsstellung ein.  

 

http://www.spdfraktion.de/themen/gute-und-sichere-arbeit-f%C3%BCr-alle-arbeitnehmer
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/070/1807055.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/070/1807055.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/070/1807055.pdf
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EU- Tabakproduktrichtl inie umsetzen  

 

Der Regierungsentwurf , der in erster 

Lesung berat en wird, sieht die nationale 

Um setzung der EU -Tabakproduktrichtlinie 

vor. Ziel ist es, insbesondere Jugendliche 

vom Einstieg in den Konsum von 

Tabakerzeugnissen und elektronischen 

Zigaretten abzuhalten. Neu eingeführt 

werden u. a . Warnhinweise auf 

Zigarettenpackungen und Tabak zum 

Selbstdrehen, die künftig aus einer 

Kombination von Bild und Text bestehen, 

die 65 Prozent der Packungsfläche 

umfassen. Außerdem werden europa weit 

einheitliche Regelungen zu Zusatzstoffen 

getroffen. Verb oten w erden 

charakte ristische Aromen wie etwa 

Menthol. Auch andere Z usatzstoffe sollen 

verboten wer den, die die Attraktivität, die 

Sucht erzeugende oder toxische Wirkung 

erhöhen. Diese Zusatzstoffe werden auch 

in elektronischen Zigaretten verboten. 

Darüber  hinaus werden auch 

Werbeaktivitäten etwa in Form vo n 

Gutscheinen oder Gratisvertei lungen 

verboten.

 

Zivile Registrierungssysteme stärken  

Ein Eintrag im Geburtenregister ist nicht nur das international verbriefte Recht eines jeden 

Kindes, sondern auch ei ne unerlässliche 

Voraussetzung zur Teilhabe in der 

Gesellschaft.  

Ohne Geburtsurkunde sind 

Eigent umsrechte, demokratische 

Mitwir kung und Bildungsrechte nicht 

gewährleistet. Nicht registrierte Waisen -  

und Flücht lingskinder haben es vielfach 

schwerer, da ein  Nachweis des Alters und 

der Staats angehörigkeit unmöglich werden.  

Deshalb ist ein f unktionierendes Geburts -  

und Be völkerungsregister eine 

Schlüsselfrage in der Bekämpfung von 

Armut und Gewalt an Kindern.  

Deshalb wird  die Bundesregierung in einem Antrag  auf gefordert, sich interna tional 

stärker für die Verbreitung von funktionie renden und niederschwelligen Ge burtsregistern 

einzusetzen, die für alle Menschen zugänglich sein mü ssen.  

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/072/1807218.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/065/1806549.pdf
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Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten erhöhen  

 

Diese Woche behandeln wir in erster 

Lesung den  Regierungsentwurf  des 

neuen Zahlungskontengesetzes. Das 

Gesetz soll die Ver braucherrechte im 

Finanzmarktbe reich stärken. Die 

Transparenz und Vergleichbarkeit von 

Kosten und Entgelten von Girokonten soll 

deutlich erhöht und der Kontowech sel von 

einem Anbieter zum ande ren erleichtert 

werden.  

Weiterer Bestandteil des Gesetzentwurfs 

ist die Einführung eines Rechtsanspruchs 

auf ein Basiskonto für alle. Auch 

Menschen, denen bisher ein Konto 

verweigert wurde, erhalten damit Zugan g 

zu einem Konto mit grundlegen den 

Zahlungsfunktionen. Mit dem Gesetz wird 

eine entsprechende EU -Richtlini e in 

deutsches Recht umgesetzt.

 

Jugendmedienworkshop im Deutschen Bundestag  

Der Deutsche Bundestag lädt gemeinsam mit der Bundeszentrale für politische Bildung und 

der Jugendpresse  Deutschland e. V. mittlerweile zum dreizehnten Mal 30 junge 

Journalistinnen und 

Journalisten zu einem 

Workshop nach Berlin ein  

Es wäre toll, wenn sich 

viele junge Menschen aus 

meinem Wahlkreis für 

den Workshop bewerben 

würden.   

Eine Woche lang werden die  Jugendlichen hinter die Kulissen des parlamentarischen und 

medialen Geschehens in der Hauptstadt blicken. Sie hospitieren in Redaktionen, lernen 

Hauptstadt -Journalisten kennen, diskutieren mit Abgeordneten aller Fraktionen, besuchen 

Plenarsitzungen im Deu tschen Bundestag und erstellen eine eigene Zeitung.  

ĂEine andere Heimatñ lautet der Titel der Veranstaltung. Aktuell wird Deutschland 

Zufluchtsort für viele heimatlos gewordene Flüchtlinge. Die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer beschäftigen sich mit der Frage , ob Deutschland für Geflüchtete zu einer 

anderen Heimat werden kann, und ob Deutschland damit auch zu einer anderen Heimat für 

die hiesige Gesellschaft wird.  

Bewerben können sich interessierte Jugendliche im Alter zwischen 16 und 20 Jahren mit 

einem jour nalistischen Beitrag zum Thema des Workshops. Eingereicht werden können 

Artikel, Video - /Audiobei träge oder Fotoarbeiten. Bewerbungsbedingungen  sind 

verlinkt, der Bewerbungsschluss ist der 28. Februar 2016.  

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/072/1807204.pdf
https://gdb.jugendpresse.de/veranstaltungen/details/?land=berlin&id=292
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Handys -  zu gut für die Mülltonne  

 

Geben Sie nicht mehr benutzte Mobiltelefone besser an geeigneten Sammelstellen ab und 

helfen Sie damit der Umwelt. In meinen Wahlkreisbüros in Lünen und Hamm sowie in der 

SPD-Geschä ftsstelle Werne  haben wir Sammelboxen für Sie aufgestellt. Außerdem stehen 

Ihnen für die Abgabe von Elektroschrott Wertstoffhöfe zur Verfügung.  

 

Ganz gleich, welches Modell oder welches Alter: Alle enthalten wertvolle und seltene 

Rohstoffe, die wiederverwendet werden können. Je nach Zustand des abgegebenen Handys 

wird es entweder durch das gemeinn¿tzige Unternehmen ĂArbeit f¿r Menschen mit 

Behinderungñ (AfB) aufbereitet und wiederverwendet oder es wird recycelt. 

Althan dys, die nicht wieder verwendet werden können, werden in einer zertifizierten 

Metallhütte eingeschmolzen. So werden Schadstoffe fachgerecht entsorgt und wertvolle 

Rohstoffe wie Gold, Silber, Palladium und 

Kupfer fließen wieder in die Produktion 

von neuen P rodukten ein.  

 

Vor der Weiterverwertung werden die 

Handys einer professionellen und 

zertifizierten Datenlöschung unterzogen. 

Löschen Sie bitte dennoch vor der 

Abgabe zu Ihrem eigenen Schutz vorher 

persönliche Daten vom Telefonspeicher 

und entfernen Sie bitte SIM -  und 

Speicherkarten.  

 

Gerade zu Weihnachten werden viele 

Handys g ekauft und verschenkt, die ausrangierten Geräte  landen oft irgendwo in 

Schubladen oder im schlimmsten Fall im Hausmüll. Das schadet nicht nur der Umwelt, 

sondern verschwendet auch n och unnötig Ressourcen. Für diese Aktion arbeite ich mit dem 

NABU zusammen. Für jedes abgegebene Handy erhält der NABU 1,60 Euro für 

Naturschutzprojekte. Auf diese Weise tun Sie gleich doppelt etwas Gutes für den 

Umweltschutz. Ich würde mich freuen, wenn m öglichst viele Menschen diese gute Aktion 

unterstützen.  

 

Die Abgabestellen sind:  

Bürger büro Hamm, Westhofenstr. 1  

Bürgerbüro Lünen, Stadttorstr. 5  

SPD - Geschäftsstelle Werne, Roggenmarkt 28  
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Unterstütz ung für den Förderverein Heideblümchenpark  

 

Bei dem vom Fö rderverein Heideblümchenp ark in Alstedde veranstalteten Weihnachtsmarkt 

konnte ein  Übers chuss von 46 Euro erwirtschaftet werden . Als regelmäßiger Gast bei den 

Aktivitäten des Fördervereins habe ich den 

Betrag für den Förderverein gerne erhöht  und 

konnte bei der Übergabe im 

Heideblümchenpark dabei sein.  Das tolle 

Engagement der Vereinsmitglieder für den 

Erhalt und di e Pflege des Heideblümchenparks 

ist schon etwas Besonderes  Wolfgang Pfuhl, 

Wolfgang Paul (Vors. Förderverein Heideblümchen 

Park), Sandra Sieger, Michael Thews, Holger Kahl 

(Ratsherr), Bruno Sieger 

 

Sportlergala Hamm 2016  

 

In diesem Jahr fand die  Veranstaltung  im 

Festsaal des  Maximilianparks statt . Die 

Mischung aus Show, Sport,  Inte rviews und 

Party konnte  wied er  einen würdigen 

Rahmen für  die Ehrung von Hamms 

Sportlern  des Jahres  schaffen . Dabei 

wurden  Sebas tian Schubert, Alina 

Mühlenjost  und das Slalom -Team des  Kanu -

Rings Hamm ausgezeichnet.  Herzlichen Glückwunsch an alle nominierten, geehrten und 

ausgezeichneten Sportler !  Es war  eine sehr schöne  Veranstaltung , die von der Stadt mit 

ihren ehrenamtlichen  Helfern für den Sport  auf die Beine gestellt  wurde . 

 

Gespräche während des Streiks  
 

Die streikenden Amazon -Mitarbeiter 

setzten zu Beginn des Jahres  ihren  

Ausstand  fort.  U.a. habe ich mit Verdi -

Sekretär Markus Renner  gesprochen , 

der  die Streikenden bei Amazon  in 

Werne begleitet.  Mir ist die Solidarität 

mit den Beschäftigten von Amazon in 

Werne  sehr wichtig . N un sollten , 

Amazon -Geschäftsführung  und  Gewerkschaft  ordentliche Gespräche  über den Abschluss 

eines Anerkennungstarifvertrages  aufnehmen . 


